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Was viele gar nicht wissen: Peter Maffay hält 
sich selbst für einen Rocker, und die Presse 
ist natürlich einverstanden. «Er begann als 
Schnulzensänger, aber er ist längst ein Rocker», 
analysierte «Focus» schon vor Jahren, und der-
westen.de titelte noch im August 
des vergangenen Jahres: «Schock 
für den Rocker», weil der Ro-
cker (i. e. Peter Maffay) corona-
bedingt seine (Rock-)Konzerte 
hatte absagen müssen. «Schla-
gerstar, Rocker und Wohltäter», 
fasst die Deutsche Welle das 
Leben des «Rockers» («Gala») 
bündig zusammen, der, wie der 
«Kult-Rocker» (tag24.de) per-
sönlich im Interview mit einer 
Motorradzeitschrift verriet, als 
junger Easy-Listening-Rider bereits anfing, 
«mich für diese Mentalität, diesen Rocker-
Lifestyle zu interessieren. Verstärkt wurde das 
später noch durch diesen herrlichen Film von 
Klaus Lemke: ‹Rocker› […]» Denn der «Reiz 
am Rockerwerden» (motorradonline.de) war, 

so Harley-Fahrer Maffay selbstbewusst, ganz 
klar «der Bruch mit Konventionen. Jeder junge 
Mensch, eigentlich jedes Lebewesen, selbst ein 
Baum, möchte doch ausloten, wie weit man 
gehen kann, und versucht, durch die Decke 

zu stossen. Grenzen testen  – da-
rum ging es.» Auch wenn diese 
Einleitung ihre Grenze nun wohl 
erreicht hat.

Wie sich dem lokalen 
«Bund» entnehmen lässt, findet 
in Bern seit Montag ein «Mons-
terprozess gegen 22  Rocker» 
statt, womit Maffay, anders als 
erschrockene Rockfans denken 
könnten, aber nichts zu tun 
hat. 2019 war es im Rahmen 
sog. Revierkämpfe zu tätlichen 

Auseinandersetzungen zwischen den Hells 
Angels, den Bandidos und den Broncos ge-
kommen, doch wer sich jetzt einen richtigen 
Rockerkrieg vorstellt, wird enttäuscht sein, 
denn gestorben ist keiner. «Am schlimms-
ten erwischte es den heute 36-jährigen Hells 

Angel, der im Auto von einer Kugel getroffen 
wurde. Dessen Milz wurde bei dem Durch-
schuss derart beschädigt, dass sie im Spital 
bei einer Notoperation entfernt werden muss-
te» («Bund»). Schlimm, aber für eine Netflix-
Produktion wird das nicht reichen. Da muss 
sich das Schweizer Publikum bis auf Weiteres 
mit «Tschugger» begnügen, einer, wie ich lese, 
sehr guten Serie um Polizisten aus dem Wallis, 
die ich leider nicht sehen kann, weil ich Strea
mingdienste natürlich ablehne; bis auf Ama-
zon Prime (mal wegen Postbedürfnissen ge-
bucht und nie gekündigt), Disney+ («Ice Age» 
für den Sohnemann) und Netflix, den wirklich 
einzigen Anbieter, der französische Serien im 
französischen Original mit französischen Un-
tertiteln anbietet, was wichtig ist, weil ich mich 
im Frankreichurlaub nicht mit meinem armen 
Schulfranzösisch blamieren will. Blöderwei-
se hat mir der dumme Amazon-Algorithmus 
neulich «The IT Crowd» vorgeschlagen, und 
statt nach Feierabend noch eine Folge der mit-
telguten Agentenfilmparodie «Au service de 
la France» zu schauen und mir schicke Sätze 

mit Subjonctif draufzuschaffen («Il faut que j’y 
aille»), bin ich plötzlich wieder 33, habe kein 
Smartphone und sitze bei Freund und Fach-
mann Nagel auf dem Sofa, um mir die wirklich 
simple, wirklich lustige Show um zwei simpel-
lustige Nerds zeigen zu lassen. Bestimmt kön-
nen sie in Frankreich besser kochen, aber in 
Angelegenheiten höherer Fernsehkomik blei-
ben UK & USA unbesiegt. Vermutlich sogar 
trotz «Tschugger».

Jedenfalls überlegt sich die Stadt Bern 
nun, ob sie auch in Zukunft auf die Broncos 
Security AG zurückgreifen kann, das gilt neu-
erdings als «problematisch». Die Broncos Se-
curity AG sagt, sie habe mit dem Motorradclub 
(dem MC) so gut wie nichts zu schaffen. Der-
weil haben sich Hells Angels und Bandidos 
vorm Berner Amtshaus eine Strassenschlacht 
geliefert, was vermutlich ein Reiz am Rocker-
sein ist; vgl. hierzu die deutsche Tageszeitung 
«Die Welt» vom 25.  Februar 2014: «Bushido: 
‹Peter Maffay hat mir körperliche Gewalt an-
gedroht›». Seine Milz soll der sympathische 
Berliner aber noch haben.

Stefan Gärtner (BRD) war Redaktor bei der 
«Titanic» und ist heute Schriftsteller und 
«linksradikaler Satiriker» («Die Zeit»). An 
dieser Stelle nimmt er jede zweite Woche das 
Geschehen in der Schweiz unter die Lupe.

Sein Buch «Terrorsprache» ist im WOZ-Shop 
erhältlich unter www.woz.ch/shop/buecher.

VON OBEN HERAB

The MC Crowd
STEFAN GÄRTNER  rockt

WOZ: Herr Galladé, wie viele Menschen aus 
der Ukraine sind seit Kriegsbeginn nach Win­
terthur geflüchtet?

Nicolas Galladé: Ganz genau lässt sich 
das nicht sagen, aber aktuell wissen wir von 
rund 650  ukrainischen Geflüchteten, die hier 
untergekommen sind. Das ist ziemlich beacht-
lich: Vor drei Monaten hatten wir gesamthaft 
etwa 420  Geflüchtete, es gab also mehr als 
eine Verdoppelung innerhalb von zwei, drei 
Monaten.

Befindet sich ihr Amt deshalb im Dauer­
ausnahmezustand?

Es ist vor allem die operative Ebene wie 
die Sozialberatung Asyl, die extrem gefordert 
ist. Wir mussten manche Arbeitsprozesse 
umstellen, denn ein solch sprunghafter 
Anstieg ist gar nicht zu bewältigben, wenn 
du weiter funktionierst wie immer. Ebenfalls 
stark herausgefordert sind wir im Bereich der 
Unterbringung: Wir sind dafür zuständig, 
dass niemand in dieser Stadt obdachlos sein 
muss.

Ich selbst habe die politische Leitung, 
für mich ist es vor allem mental herausfor-
dernd. Es geht da insbesondere um die über-
geordnete und die politische Vernetzung mit 
Kanton und Bund, was gerade bei Letzterem 
auch mit Ärger und Frust verbunden ist.

Warum?
Asyl ist eine Verbundaufgabe, da braucht 

es eine Gesamtsicht. Ich hatte in den drei Mo-
naten seit Kriegsbeginn aber eher das Gefühl, 
dass der Bund vor allem seine eigenen Pro-
bleme zu lösen versucht hat: Er wollte sein 
Vorgehen mit Europa abgleichen, indem er 
Geflüchteten aus der Ukraine den kollektiven 
Schutzstatus S erteilte. Diesen Entscheid finde 
ich absolut richtig. Der Bund übertrug die Ver-
antwortung für die Menschen und die damit 
verbundenen Aufgaben rasch an die Kantone, 
und von dort ging sie je nach kantonaler Or-
ganisation an Städte und Gemeinden. Meines 
Erachtens wurde dabei nicht allzu viel über-
legt. Natürlich, im Asylbereich stellte der Krieg 
für alle eine völlig neue Herausforderung dar. 
Umso wichtiger wäre es gewesen, nach der 
Aktivierung des Status  S zu sagen: Wir müs-
sen uns zwischen den Staatsebenen möglichst 
rasch zusammenschliessen.

Welche Fragen stellen sich konkret?
Der Status S ermöglicht eine unbürokra-

tische Aufnahme ohne individuelle Verfahren. 
Aber was machen wir dann mit den Menschen? 
Was ist, wenn das erste Kriegsjahr vorüber 
ist? Behalten sie dann den Schutzstatus? Wel-
che Integrationsangebote sind sinnvoll? Auf 
kommunaler Ebene ist da sehr viel Know-how 
vorhanden, das auch der Bund stärker einbe-
ziehen sollte. Zudem hat der Status  S für die 
Geflüchteten nicht nur Vorteile.

Welche Nachteile gibt es?
Gegenüber dem Status  F, also einer vor-

läufigen Aufnahme, hat der Status  S grosse 
Vorteile, was die Reisefreiheit, die Arbeits
marktintegration und den Familiennachzug 
betrifft. Demgegenüber ist der Status  F gera-
dezu schikanös. Aber die Fallpauschale, die der 
Bund gemäss Integrationsagenda für vorläufig 
Aufgenommene und anerkannte Geflüchtete 
an die Gemeinden zahlt, ist mit 18 000  Fran-
ken viel höher als die 3000  Franken, die er 
bislang für die Ukrainer:innen bereitstellt. 
Diese seien ja «rückkehrorientiert» und nicht 
«integrationsorientiert», wird gerne gesagt. 
Aber was, wenn der Krieg noch lange dauert? 
Wenn eine Rückkehr nicht möglich ist? Unse-
re Erfahrung zeigt, dass man sinnvollerweise 
möglichst rasch Geld in Sprach- und Bildungs-
angebote investiert. Und an einem Punkt ist 
der Status  S für Geflüchtete genauso schlecht 
wie der Status F: beim Grundbedarf für den Le-
bensunterhalt, der sogenannten Asylfürsorge.

Was bedeutet das?
Als die Asylverfahren noch viel länger 

dauerten als heute, sagte man: Die Asylsu-
chenden dürfen während dieser Zeit nicht zu 
viel Geld erhalten. Man sprach für sie einen 
reduzierten Ansatz an Sozialhilfeleistungen. 
Und seit einer Gesetzesänderung des Bundes 
steht auch Menschen mit Status  F, die also 
einen ausgewiesenen Schutzbedarf haben 
und dauerhaft hier leben, weniger Geld zu als 
anerkannten Flüchtlingen und Sozialhilfe
bezüger:innen. Die Kantone regeln das unter-
schiedlich, und mancherorts sind die Beiträge 
unglaublich tief. Die Schweizerische Konfe-
renz für Sozialhilfe rechnet mit einem Grund-
bedarf von monatlich 1000  Franken zum Le-
ben, manche Gemeinden zahlen jedoch offen-
bar bloss 300 bis 500 Franken.

Wie viel zahlt Winterthur?
704  Franken für eine Einzelperson, 

1309 für eine dreiköpfige Familie. In einer Kol-
lektivunterkunft oder Wohngemeinschaft ist 
es weniger. Das entspricht den Empfehlungen 
der Sozialkonferenz des Kantons Zürich.

Und die Asylfürsorge gilt also auch für den 
Status S?

Genau. Dass die Ukrainer:innen folglich 
genauso nachteilig behandelt werden, hat be-
reits für einige Empörung gesorgt. Da muss 
ich sagen: Ja, ich bin derselben Meinung. Bloss 
ergeht es in der Schweiz vielen Menschen mit 
ausgewiesenem Schutzbedarf schon lange 
so. Wir müssen diesen Fehler grundsätzlich 
korrigieren.

In diesem Frühling wurde Nicolas Galladé (46) 
zum vierten Mal in den Winterthurer Stadtrat 
gewählt. Wie man den Job als Exekutivpolitiker 
am besten mache, habe er erst Mitte der zweiten 
Amtszeit herausgefunden.

DURCH DEN MONAT MIT NICOLAS  GALLADÉ  (TE IL  2)

«Welche Nachteile  
hat der Status S?»
Als Winterthurer Sozialvorsteher ist Nicolas Galladé auch  
für die Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine  
verantwortlich. Er kritisiert, dass sich der Bund in dieser  
Frage zu wenig für die Arbeit der Städte interessiere.

VON RAPHAEL ALBISSER (INTERVIEW) UND URSULA HÄNE (FOTO)

«Selbst ein Baum 
möchte doch 
ausloten, wie 
weit man gehen 
kann.»
Peter Maffay

Nicolas Galladé: «Was ist, wenn das erste Kriegsjahr vorüber ist? Behalten die Menschen dann 
den Schutzstatus?» 




